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Der superintelligente Vertrag:

Fluchtpunkt der digitalen 
Transformation des Vertragsrechts?





Rudolf von Jhering 
(Antrittsvorlesung Wien, 16. Oktober 1868)

»Zeit des Umbruchs – erster Eindruck – Dank – […] 
Überg[an]g zu Institut[ionen] – hier unpassend –

Antrittsvorlesung – Glaubensbekenntniß – nicht als ob 
dasselbe neu sei – Geg[en]st[an]d d[er] 

wissenschaftliche Charakter d[er] Jurispr[udenz] – Ist 
J[urisprudenz] eine Wissenschaft?«

Stichwortkonzept – SUB Göttingen. HSA. Cod. Ms. Jhering 17:4
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I. Digitaler Umbruch im 
Vertragsrecht



1. Vertragsrecht als ”Recht der (Vor-)Industrialisierung”

BGB (1900) als “Recht der Industrialisierung” (Franz Wieacker)

AGBG (1812): Inkrafttreten vor der Zeit der Industrialisierung

Modell standen „agile, rührige Wesen, Leute mit gut bürgerlichem 

Denken und köstlichem praktischem Hausverstand, die ihre Geschäfte 
besorgen und ihrem Vorteile nachgehen, aber auch die anderen leben 

lassen“ (Franz Klein).

Vertragsrecht als normative Infrastruktur des Rechts- und 
Wirtschaftsverkehrs – und als Katalysator ökonomischer und 

technologischer Entwicklung



2. Vertragsautomatisierung als Aufgabe von Recht-
sprechung und Gesetzgebung

Technologische Entwicklung umgekehrt Herausforderung für das Vertragsrecht

Beispiele: 

• Vertrag per Telekommunikation: 
• Änderung des § 862 AGBG idF der Dritten Teilnovelle von 1916: „In Ermanglung einer 

solchen [Frist] muß der einem Anwesenden oder mittels Fernsprechers von Person zu 
Person gemachte Antrag sogleich [...] angenommen werden...“ => Reformbedarf durch 
Messenger, Zoom & Co?

• Zugangs- und Formfragen, zB fehlende Schriftform bei Übermittlung per WhatsApp, vgl. 
OGH, 9 ObA 110/15i v. 28.10.2015

• Aufstellen von Warenautomaten: invitatio ad offerendum vs. offerta ad incertas personas?
• Neue Vertriebsformen (Fernabsatz, elektronischer Geschäfts- und Rechtsverkehr):

• Einfluss des EU-Gesetzgebers
• E-Commerce-Gesetz (2002), Fern- und Auswärtsgeschäfte-Gesetz (2014, iRd KSchG 2000)

Historie der Vertragsautomatisierung: “nicht als ob dasselbe neu sei” (v. Jhering)



3. Vertragsrecht auf dem digitalen Prüfstand

Digitale Transformation: Herausforderung nicht neu, aber neue Qualität. 

Vgl. Forgó/Zöchling-Jud (2018)

Vielzahl technischer Phänomene: Internet der Dinge, Digitale 

Plattformen, Datenökonomie, digitale Inhalte, Krypto-Token

Vielzahl (mit-)betroffener Rechtsgebiete: Daten- und 

Datenschutzrecht, Sachen- und Urheberrecht…

Fokus: “Vertragsschluss durch autonome Softwareagenten” (S. 140 ff.)

• Anerkennung von E-Personen?
• Zurechnung von Willenserklärungen autonomer Softwareagenten
• Haftung für autonome Systeme



3. Vertragsrecht auf dem digitalen Prüfstand



II. Emergenz eines KI-
Vertragsrechts



1. Europäische KI-Verordnung

Rechtlicher Rahmen für den Betrieb von KI-Systemen 

• Mindestanforderungen, die KI-Systeme erfüllen müssen, um sicher, transparent, zuverlässig 
und rechenschaftspflichtig zu sein

• Risikoqualifizierung mit verschiedenen Kategorien

• Anforderungen an Anbieter von KI-Systemen mit hohem Risiko (Art. 8-17) wie Einrichtung 
eines Risikomanagementsystems, Data Governance, technische Dokumentation, 
menschliche Aufsicht...

• Verpflichtungen vor allem für Anbieter (Entwickler) von (Hochrisiko-)KI-Systemen

• Geringe Verpflichtungen für Nutzer (Anwender) von KI-Systemen und keine Verpflichtungen 
für Endnutzer



1. Europäische KI-Verordnung

Rechtlicher Rahmen für den Betrieb von KI-Systemen 

Auswirkungen auf Vertragsschluss durch KI?

• Risikoeinstufung? Unwahrscheinlich, dass es sich um ein hohes Risiko handelt, hängt jedoch 
vom spezifischen Kontext ab

• Nutzer eines KI-Chatbots oder KI-Agenten als Betreiber? Vgl. Art. 3 Abs. 4 KI-VO ("natürliche 
oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder sonstige Stelle, die ein KI-System unter 
ihrer Aufsicht einsetzt, es sei denn, das KI-System wird im Rahmen einer persönlichen nicht-
beruflichen Tätigkeit verwendet")

• Verpflichtungen jdf. ohne Bezug zu vertraglichen/vertragsrechtlichen Fragen



2. Globale und Europäische Modellgesetze
 a) UNCITRAL-Modellgesetz
Hintergrund
• Sondierungsarbeit des Sekretariats seit 2018; Entwurf des Modellgesetzes durch AG

• Verabschiedung im Plenum am 11. Juli 2024

• Veröffentlichung des Guide to Enactment mit wichtigen Auslegungshinweisen: https://uncitral.un.org/en/mlac  

Anwendungsbereich
• "Automatisiertes System" (Art. 1, "AS"): programmiert, um auf deterministische oder nicht-deterministische 

Weise zu arbeiten => über KI hinaus

• "Verwendung von AS zum Abschluss oder zur Erfüllung von Verträgen" (Art. 2 Abs. 1) => über das 
Verbraucherrecht hinaus (=> und: einschließlich intelligenter Verträge, Durchsetzung der Vertragserfüllung)

Inhalt
• Allgemeine Bestimmungen: Auslegung (Art. 3); Technologieneutralität (Art. 4)

• Rechtliche Anerkennung von automatisierten Vertragsabschlüssen (Art. 5) und Computercode (Art. 6)

• Zurechnung von Handlungen des AS (Art. 7); Unerwartete Handlungen des AS (Art. 8)

• Anwendbarkeit der bestehenden Vorschriften: Informationspflicht (Art. 9); Nichtvermeidung (Art. 10)

https://uncitral.un.org/en/mlac


2. Globale und Europäische Modellgesetze
 a) UNCITRAL-Modellgesetz



2. Globale und Europäische Modellgesetze
 a) UNCITRAL-Modellgesetz



2. Globale und Europäische Modellgesetze
 a) UNCITRAL-Modellgesetz

Österreichisches Recht befürwortet grds. eine Zurechnung der autonomen Handlung zu der verwendenden 

Person und somit auch den wirksamen Vertragsschluss. Das „Wie“ ist aber ähnlich fraglich wie in Deutschland: 

• Keine Rechtsfähigkeit eines autonomen Systems: §15ff., 26 ABGB 

• Stellvertretung, §1002ff. ABGB: Ein Gewalthaber muss zumindest beschränkt geschäftsfähig sein (§1018)

• Botenschaft: auch hier fraglich, ob überhaupt eine fremde Willenserklärung übermittelt wird (keine eigene 

Bestimmung in Österreich)

• Erfüllungsgehilfe: §1313a ABGB

• Haftung nur für „gesetzliche Vertreter“ und „Personen, deren er sich zur Erfüllung bedient“ 

• Fehlende Verschuldensfähigkeit der KI

• Blanketterklärung: auch in Ö genannt als mögliches Zurechnungsargument



2. Globale und Europäische Modellgesetze
 b) ELI Model Rules on Digital Assistants
ELI-Projekt "Model Rules on Algorithmic Contracts" (März 2022 - Februar 2025)
Modellregeln für digitale Assistenten bei Verbraucherverträgen (April 2025)
• Ausschließlicher Fokus auf den Einsatz von digitalen Assistenten (DA) 
 in B2C-Situationen
• Aufzählung von Grundsätzen, u.a.: 

• Zurechnung von DA-Handlungen
• Vorvertragliche Informationspflichten 
• Nicht-Diskriminierungs-/No-Barrier-Prinzip
• Offenlegung der Nutzung der DA (und der Vorgabe-Parameter)
• Schutz vor Manipulation und Interessenkonflikten

• Relevanz in spezifischen EU-Verbraucherrechtsrichtlinien, u.a.:Richtlinie über missbräuchliche 
Vertragsklauseln, E-Commerce-Richtlinie, Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken, 
Richtlinie über Verbraucherrechte, Richtlinie über den Verbrauchsgüterkauf und Richtlinie über 
digitale Inhalte



3. Aktuelle Entwicklungen
 a) Europäisches KI-Vertragsrecht?
Apply AI-Strategie der EU-Kommission (8. Oktober 2025): Diskussionsforum mit Stakeholdern

EU High-level Forum  on Justice for Growth: Discussion Paper on Automated Contracting (16. 

Oktober 2025)

• Unterstützung für schrittweisen, sektorübergreifenden Ansatz auf EU-Ebene statt nationaler 

Regelungen

• Präferenz für Soft Law (zB Mustervertragsklauseln) statt verbindlicher Gesetzgebung

EU Expert Group on AI Contracting (konstituiert Juli 2026)

• Arbeitssitzung am 23. September 2026 auf Grundlage eines ersten Diskussionspapiers

• Zwei Workstreams: (1) Muster-Vertragsklauseln für KI-Vertragsgestaltung

   (2) Leitlinien für Nutzer zur Auswahl von KI-Vertragssystemen, evtl. 

    “contract terms pool”



3. Aktuelle Entwicklungen
 b) Anerkennung von e-Personen?

Entschließung des Europäischen Parlaments (16. Februar 2017): 
• Empfehlung an EU-Kommission zu zivilrechtlichen Regelungen im Bereich der Robotik

• Prüfung, ob “zumindest für die ausgeklügeltsten autonomen Roboter ein Status als 
elektronische Person festgelegt werden könnte” –> breite Ablehung

US-Delaware: Entwurf einer Artificial Intelligence Company (AIC, Juli 2026)

• Regulatorische Sandbox: 30-monatige Testphase unter behördlicher Aufsicht
• Autonomer Betrieb: KI-Agent kann u.a. im eigenen Namen Verträge abschließen

• Menschliche Aufsicht: Kapitalisierungsverantwortung, Haftung jedoch nur bei schweren 
Verstößen

• Relevanz für EU-KI-Vertragsrecht: vgl. ua.  Art. 10 Freundschafts-, Handels- und 
Konsularvertrag zwischen der Republik Österreich und den Vereinigten Staaten von Amerika 
(unterzeichnet 1928, in Kraft seit 27. Mai 1931, BGBl. Nr. 192/1931)

Argentinien: Sociedad automatizada (Gesetzentwurf zur Reform der Ley General de Sociedades, 
Mai 2026)



III. Superintelligenz als 
Fluchtpunkt?





1. Transaktionskosten

Veränderung von Transaktionskosten durch KI

• Such- und Informationskosten ↓: Digitale Plattformen/KI-Tools ermöglichen Echtzeitvergleich 
von Vertragsbedingungen, senken Zugangsschwellen für kleinere Akteure

• Verhandlungs- und Anbahnungskosten ↓: Smart Contracts führen vordefinierte Bedingungen 
ohne iterative Verhandlung aus (v. a. bei Massentransaktionen)

• Vertragsgestaltungskosten ↓: KI-gestützte Vertragsgenerierung senkt Beratungskosten, 
standardisiert Sprache – Kehrseite: geringeres Verständnis der Vertragsinhalte bei Nutzern

• Überwachungs- und Durchsetzungskosten ↓: Selbstvollzug durch Smart Contracts reduziert 
Bedarf an externer Rechtsdurchsetzung (Gerichte, Schiedsverfahren) – aber: mangelnde 
Flexibilität kodifizierter Regeln

Aber keine gleichmäßige Reduktion, sondern Umverteilung: Ex-ante-Kosten sinken, neue Ex-
post-Kosten entstehen (Auslegungsunsicherheiten bei Code, Fehler, unvorhergesehene Fälle)



1. Transaktionskosten

Regulatorische Relevanz von Transaktionskosten

• Vertragsrecht zielt nicht nur auf Senkung von Transaktionskosten – Regulierung erhöht sie 
mitunter bewusst als Verhaltenssteuerung ("Nudging")

• Beispiel: Komplexere/zeitaufwändigere Vertragsentscheidungen sollen Parteien von 
unerwünschten Klauseln abhalten bzw. zur Informationsaufnahme anregen (v. a. 
Verbraucherschutz)

• Nicht jede Friktion ist unerwünscht – manche fördern Deliberation, verhindern Ausbeutung, 
internalisieren Externalitäten

Automatisierung beeinflusst (oder untergräbt?) diese Steuerungsfunktion

• Beispiel: „stickiness“ von dispositivem Recht

• Senkung der Abbedingungskosten

• Kein Status-quo-Bias der Superintelligenz



2. Regelungsinstrumente

Vertragliche Informationspflichten

• Konzipiert für menschliche Leser mit begrenztem Wissen

• Erfordernis maschinenlesbarer, interoperabler Formate

• Zusätzlich Informationspflichten über die handelnden Systeme selbst

Inhaltskontrolle von AGB

• Problem dynamisierter, personalisierter Klauseln durch KI

• Selbstvollzug durch Smart Contracts schafft zudem Durchsetzungsprobleme

• Erfordernis struktureller Aufsicht über Regelsetzer als „private Gesetzgeber“

Widerrufsrechte

• Ursprüngliche Rechtfertigung (Informationsasymmetrie, begrenzte Rationalität) erodiert, wenn 
KI-Agenten verhandeln – aber: Verlagerung der Asymmetrie (Systemdesign)

• Vorschlag: Widerruf bei algorithmischem Fehlverhalten statt klassischer Bedenkzeit



3. Rekalibrierung

Automatisierung als Chance: Einbettung normativer Schutzmechanismen in digitale 

Infrastrukturen

• Informationspflichten: maschinenlesbare Formate, Audit-Logs

• Inhaltskontrolle: strukturelle Aufsicht über die Regelsetzer (zB Zertifizierung)

• Widerrufsrechte: Weiterentwicklung bzgl. algorithmischem Fehlverhalten

Zielvorgabe und Zukunftsaufgabe: 

Übergang von einem reaktiven, menschenzentrierten Regelungsparadigma zu einem proaktiven, 
technologieintegrierten Regime – ohne Verlust von Autonomie, Fairness und Rechtssicherheit



Fazit

• Informationspflichten, Dispositives Recht, 
Inhaltskontrolle, Widerrufsrechte = Instrumente zur 
Kompensation menschlicher 
Rationalitätsgrenzen/Asymmetrien

• Automatisierung verändert Wirkbedingungen dieser 
Instrumente – nicht jedoch den zugrunde liegenden 
Zweck

• Konsequenz: Rekalibrierung (Anpassung der Form) statt 
Aufgabe der Instrumente

• v. Jhering: Rechtsinstitute sind Mittel, kein Selbstzweck, 
und ihre Legitimität folgt aus der Zweckerfüllung

• Zweck als „Schöpfer“ des gesamten Rechts
Rudolf von Jhering, Der Zweck im Recht (1877-1883)
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